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An den 
Rat der Stadt Braunschweig 
 
 
 
 
Eckert & Ziegler 
Strahlenschutz in der Abwägung zum Bebauungsplan 
 
 
Als Anlage übersende ich den Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, 
Frauen, Familie, Gesundheit und Integration mit der Bitte um Kenntnisnahme.  
 
Die dort vertretene Rechtsauffassung steht nicht im Widerspruch zu der Mitteilung der Ver-
waltung für die Ratssitzung am 24. Sept. 2013 (Drs. 13226/13). Die Verwaltung beabsichtigte 
nicht, die betreffenden strahlenschutzrechtlichen Belange bei der Abwägung des Bebau-
ungsplans außen vor zu lassen und die Konfliktbewältigung in die nachgeschalteten Geneh-
migungsverfahren zu verschieben. Sie hat lediglich darauf hingewiesen, dass sie sich bei 
ihrer Abwägung die Ergebnisse fachlicher Beurteilungen von staatlichen Stellen – hier des 
GAA – zu eigen machen darf, sofern diese nicht erkennbare Mängel aufweisen.  
 
Der dem Erlass beigefügte Aufsatz kann bei Bedarf zur Verfügung gestellt werden. 
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